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AUSSENHANDEL

Trotz der sdilediten Devisenlage bleibt den RGW- 
Ländern daher kein anderer Weg, als die benötigten 
Güter und Ausrüstungen in westlichen Industrielän­
dern zu kaufen. Um Zahlungsmittel zu erhalten, lie­
fern sie neben den traditionellen Landesprodukten 
Industriegüter nach dem W esten. Da ihr Entwick­
lungsstand noch nicht ausreicht, um W eltm arktstan­
dard zu erreichen, bieten sie die qualitativ besten 
ihrer Erzeugnisse an, z.T. zu Preisen, die wegen 
der Qualitätsdifferenz zu westlichen Erzeugnissen 
(unter Zugrundelegung der bestehenden Umrech­
nungskurse) oftmals unter den Gestehungskosten lie­
gen. Die Güter zweiter und dritter W ahl sind auf 
dem W eltm arkt nicht absetzbar.

W egen der langjährigen M angelsituation in allen 
Bereichen des wirtschaftlichen Lebens der osteuro­
päischen Länder und dem noch geringen Q ualitäts­
bewußtsein, das nicht zuletzt seine Ursache in der 
bisherigen relativen Abgeschlossenheit vom Weft- 
markt hat, bietet der RGW-Markt noch gute Mög­
lichkeiten zum Absatz der Güter m inderer Qualität. 
Da dieser M arkt durch das in allen RGW-Ländern 
verfassungsmäßig verankerte Außenhandelsmonopol 
gegen ausländische Konkurrenz abgesdiirmt ist, ist

er als M arkt für Produkte zweiter und dritter W ahl 
von außerordentlichem W ert.

ZUSAMMENARBEIT IM RGW  BEFRISTET?

Solange die osteuropäischen Staaten nicht in der 
Lage sind, W eltm arktqualität zu produzieren, solange 
werden sie auch an der Zusammenarbeit im RGW 
festhalten. Gelingt ihnen eines Tages der Sprung 
zur W eltmarktfähigkeit, ergibt sich im RGW eine 
völlig neue Situation, da sie dann nicht mehr auf 
die Sowjetunion und ihre sozialistisdien Partner an­
gewiesen sind. Sie können den W esthandel in dem 
Maße ausdehnen, in dem sie qualitativ  einwandfreie 
Industriegüter liefern und westliche Länder Importe 
zulassen. Bekanntlich ist der Handel zwischen Indu­
striestaaten am weitesten entwickelt.

In dem Maße also, in dem die industrielle Entwick­
lung der osteuropäischen Länder gefördert wird, w er­
den potentielle H andelspartner von morgen gefördert. 
Damit wird diesen Ländern die Möglichkeit gegeben, 
ihre Bindungen an die Sowjetunion und den sozialisti­
schen Bereich zu lockern und sich in den W eltm arkt 
einzugliedern.

Welthandelskonferenz — 

eine Bilanz der Enttäuschungen
G erhard 1 M aurer, Neu-Delhi

Enttäuscht wurde in Neu-Delhi, wer gehofft hatte, 
die Verhandlungen würden sicherstellen, daß die 

Kluft zwischen den reichen und armen Ländern nicht 
noch größer wird. Voraussetzung dafür wäre, daß 
die Entwidilungsländer in Zukunft eine höhere Zu­
nahme des Pro-Kopf-Einkommens erzielten als die 
Industrienationen. Selbst dann w ürde sich die Kluft 
aber kurzfristig w eiter vertiefen. Denn aufgrund der 
Unterschiede in der absoluten Höhe der Pro-Kopf- 
Einkommen macht selbst ein prozentual geringer Zu­
wachs bei den Reichen mehr aus als ein prozentual 
höherer Zuwachs bei den Armen. Erst auf lange Sicht 
würden höhere W achstumsraten der Entwicklungslän­
der die Lücke verringern und die Chance erhöhen, das 
Niveau der fortgeschrittenen N ationen zu erreichen.

Zwischen 1960 und 1965 wuchs das Pro-Kopf-Ein- 
kommen in den westlichen Industrienationen jährlich 
um durchschnittlich 3,6 “/o, in  den sozialistischen

Staaten Osteuropas um 5,5 Vo und in den Entwick­
lungsländern um 2,0 Vo. Gleichzeitig vergrößerte sich 
das Pro-Kopf-Einkommen in den Industrienationen 
jährlich absolut um etwa 60 Dollar, während der 
Zuwachs in der Dritten W elt nur 2 Dollar betrug. Die 
Ergebnisse der Zweiten W elthandelskonferenz geben 
den W irtschaftsplanern in den Entwicklungsländern 
keine Veranlassung, hier mit grundlegenden Ände­
rungen zu rechnen.

STEIGENDE ERWARTUNGEN

Enttäusdit wurde auch, w er gehofft hatte, daß das 
von den Industrienationen im UNO-Entwicklungs- 
Jahrzehnt gesteckte Ziel eines Wirtschaftswachstums 
in den Entwicklungsländern von durchschnittlich 5 Vo 
diskutiert würde. Dieses Ziel wurde nur 1964 erreicht. 
Zwischen 1955 und 1959 betrug das durchschnittliche
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W irtschaftswadistum nur 4,6 "/o jährlicii, und im Zeit­
raum 1960-1965 lag es bei 4,5 ®/o.

Die wichtigste Frage heißt heute, wie sichergestellt 
werden kann, daß das W irtschaftswachstum in den 
Entwicklungsländern mit den steigenden Erwartungen 
in Einklang gebradit werden kann, Derm überall in 
der Dritten W elt droht die Gefahr, daß die Ent- 
täusdiung darüber, daß Hunger und Not, Elend und 
Hoffnungslosigkeit trotz eigener A nstrengungen bisher 
nicht überwunden werden konnten, zu gewaltsamer 
Rebellion füliren. Die damit mögliche politische In­
stabilität könnte eine Balkanisierung der Dritten 
W elt m it sich bringen, die aufs neue das Risiko 
ähnlicher kriegerisdier Verwicklungen mit sich bringt, 
wie es 1914 in Ost- und Südosteuropa bestand, als 
die Machtblöcke in dem aus wirtschaftlicher Rüdc- 
ständigkeit erwachsenen politischen Vakuum aufein­
anderprallten. Zwei Drittel der gesam ten Bevölke­
rung der Dritten W elt lebt in Ländern, in denen 
das Pro-Kopf-Einkommen zwischen 1960 und 1965 um 
w eniger als 1,5 °/o jährlich wuchs. Die Zweite W elt­
handelskonferenz machte aber keinen Versuch, ein 
Wirtschaftswachstums-Ziel für die Entwicklungslän­
der zu bestimmen, das zur Sicherung des W eltfriedens 
erforderlich wäre.

MAXIMALE FORDERUNGEN

Die V ertreter der Entwicklungsländer hatten der Kon­
ferenz mit der Charta von A lgier eine ganze „Ein­
kaufsliste" präsentiert, der gegenüber sich die Kon­
zessionen der Industrienationen geradezu minimal aus­
nehmen. Diese Charta w ar nicht das Ergebnis theore­
tischer Überlegungen über angemessene Zweck-Mittel- 
Kombinationen, sie kam vielm ehr durch ein bloßes 
Aufaddieren sämtlicher Forderungen aller Entwick­
lungsländer zustande. Die Einheit der Entwicklungs­
länder, die je  nach Entwicklungsstand sehr un ter­
schiedliche Interessen haben, wurde damit erkauft, 
daß sie beharrlich an den M aximalforderungen der 
A lgier-Charta festhielten. Gegenüber diesen Forde­
rungen schlossen sich auch die OECD-Nationen eng 
zusammen, so daß das Angebot des geringsten ge­
meinsamen Nenners den Forderungen des größten 
gemeinsamen Nenners gegenüberstand. Als Ergebnis 
w ar die Kluft schon vor Konferenzbeginn größer, 
als sie ohne diesen „Fraktionszwang" hätte  sein 
müssen.

Die Charta von A lgier w ar ein Programm des „alles 
je tzt und hier". Es hätte nur verabschiedet werden 
können, wenn den Entwicklungsländern — unge­
achtet der entstehenden Kosten — auf dem schnellsten 
W ege auf alle nur möglichen A rten geholfen werden 
sollte. Da die V ertreter der Industrienationen selbst 
die theoretischen Prämissen bejahten, auf denen das 
Programm basierte, w aren die Entwicklungsländer 
nicht geneigt, von diesen Forderungen abzuweichen.

Aus der allgem einen Debatte der Delegationschefs 
ließen sich Dutzende von Zitaten von V ertretern  der 
westlichen Industrienationen anführen, in  denen be­
tont wird, daß der Kampf gegen H unger und Not in 
der W elt notwendig und möglich sei, daß Taten 
sta tt W orte erforderlich seien, daß die Zeit dränge 
und daß es auch dem nationalen Interesse der Geber­
länder entspräche zu helfen. Trotzdem wurde die 
Zeit, zu der die M inister und Staatssekretäre an­
wesend waren, um politische Entscheidungen zu fällen, 
durch Propagandareden und Selbstbelobigungen ver­
tan. Man versäum te es, der Hypothese, daß Frieden 
und W ohlstand auf der W elt einander bedingen, 
dadurch politischen Sinn zu verleihen, daß man ver­
suchte, diesen Zusammenhang zu operationalisieren.

Es wurde nicht ausgehandelt, w ieviel W irtschafts­
wachstum für die Dritte W elt zunächst erforderlich 
ist, um den W ettlauf mit den steigenden Erwartungen 
zu gewinnen, um dem EntwicklungsJahrzehnt Bedeu­
tung zu verleihen und um zu verhindern, daß sich 
die Kluft zwischen den armen und den reichen Ländern 
noch w eiter vergrößert. Solange jedoch bestimmte 
M aßnahmen der Entwicklungspolitik nicht als abso­
lutes „Muß" betrachtet werden, sondern als A uf­
gaben, deren Verwirklichung von wechselnden Kon­
junkturlagen, Zahlungsbilanz-Positionen und H aus­
haltsschwierigkeiten abhängt, solange werden kurz­
fristige Schwierigkeiten den Blick für langfristige 
Notwendigkeiten verdecken.

HUMANITÄRE IDEEN

Die USA verstehen Entwicklungspolitik immer noch 
nicht in erster Linie als Sicherheitspolitik im nationa­
len Interesse, sondern betrachten sie als hum anitäre 
Aufgabe. U nterstaatssekretär Eugene V. Rostow er­
klärte in der Grundsatzdebatte: „Viele Gründe w urden 
genannt, um unser Engagement bei dieser Aufgabe 
zu erklären: Vorausschau, Selbstinteresse oder Ver­
langen nadi politischem Einfluß. Letztlich gibt es 
jedoch nur eine akzeptable Grundlage für unsere 
gemeinsamen Anstrengungen: W ir müssen gemeinsam 
handeln, einfach weil w ir schließlich eingesehen haben, 
daß es keine Armut geben darf und daß die W issen­
schaft es zum ersten Mal in der Menschheitsgeschichte 
möglich macht, die Dinge richtigzustellen. W ir sind 
überzeugt, daß es Armut nicht für immer geben muß.“ 
Kanadas Handelsminister Robert W inters forderte gar 
die Übertragung des Konzeptes nationalstaatlidier 
Sozialpolitik auf die W eltgemeinschaft: „So wie wir 
innerhalb unserer nationalen Grenzen W ege gefun­
den haben, um denen zu helfen, die im freien Spiel 
der M arktkräfte nicht ein gerechtes Los erzwingen 
konnten, so müssen w ir nun entschlossen sein, ähn-
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liehe W ege für eine gerechte Gesellschaft der Nationen 
zu finden.“

FEHLENDE STRATEGIEN

Indes, auch diese Betrachtungsweise, die heute doch 
wohl eher noch einer Wunscäivorstellung gleicht, 
gibt keinen Aufschluß darüber, welche entwicklungs­
politischen A nstrengungen je tzt erforderlich sind. So 
wie nationalstaatliche Sozialpolitik nicht nur in 
humanitärer Solidarität begründet ist, sondern vor 
allem in dem realpolitischen nationalen Interesse, 
Unruhe und Unfrieden zu vermeiden, so hätten auch 
die Verhandlungen der Zweiten W elthandelskonferenz 
auf dem Motiv basieren müssen, daß politische In­
stabilität und Anarchie in der W elt verhindert werden.

Der brasilianische Botschafter da Silveira nahm zu 
dem Ergebnis der Konferenz für die Gruppe der 
Entwicklungsländer Stellung: „Niemals war eine Kon­
ferenz für so viele Menschen auf dieser W elt von so 
großer Bedeutung. Niemals sind so viele Hoffnungen 
so brutal zerschlagen w orden.“ Das ist um so betrüb­
licher, als dies in vielerlei Hinsicht eine der am 
besten vorbereiteten Konferenzen seit Jahren  war,

GROSSER AUFW AND . . .

In Neu-Delhi w urden Vorstudien und Konferenzakten 
von etwa 12 000 Seiten vorgelegt. Die Dokumenta­
tionsabteilung bedruckte etwa 30 Millionen Blatt 
Papier. Die Konferenz dürfte — die Aufwendungen 
für die Organisation und die G ehälter und Spesen der 
etwa 1500 Delegierten aus 121 N ationen und 24 inter­
nationalen Organisationen zusammengerechnet — 
etwa 40 Mill, DM gekostet haben.

Die Organisation w ar vorzüglich. Die W irtschafts­
experten konnten in fünf Hauptausschüssen und drei 
Arbeitsgruppen sofort mit der A rbeit beginnen. Indes, 
nach etwa sechs Wochen w ar „ihre" Konferenz zu 
Ende. Sie hatte sich festgefahren in einem W ust von 
Resolutionsentwürfen, Protokollen und Zusammen­
fassungen. Es entstanden voneinander unabhängige 
Einzelergebnisse und begrenzte Konzessionen im her- 
könmilichen Rahmen. Eine globale Entwicklungsstra­
tegie koordinierter und konvergierender Maßnahmen, 
die den theoretischen V orstudien entsprochen hätten, 
fehlte.

Daß die Konferenz diesen Verlauf nahm, lag nicht 
an mangelnder wissenschaftlicher Vorbereitung. Es 
konnte kein anderes Ergebnis erzielt werden, weil die 
Politiker nicht in der Lage waren, die W irtschafts­
wachstums-Ziele so festzulegen, daß „Saving Gap“

und „Trade Gap" nach wissenschaftlicher Betrachtung 
geklärt wurden. Diese theoretischen Konzepte können 
nur operational werden, wenn auf Wachstumsziele 
abgestellte Entwicklungspläne ausweisen, wie groß 
die durch Entwicklungshilfe und entwicklungsför­
dernde Maßnahmen der Handelspolitik auszufüllen­
den „Lücken“ sind. Die wirtschaftstheoretischen Vor­
studien gaben den Experten keine Richtlinien für 
die A usgestaltung einer Politik koordinierter Maß­
nahmen, weil ein „Muß“ nicht vorgeschrieben war 
und weil die großen Schwierigkeiten bei der Lösung 
der Detailfragen deshalb den Blick für die globale 
Strategie versperrten.

. . . GERING ER VERHANDIUNGSERFOLG

Der Versuch, aus der Sackgasse zu kommen, wurde 
im kleinsten Kreise der wichtigsten Beteiligten ge­
macht. Unter Leitung des Präsidenten der Konferenz, 
dem indischen Handelsminister Shri Dinesh Singh, 
und des UNCTAD-General-Sekretärs, Dr. Raul Pre­
bisch, tagte zunächst ein viel zu großes „Rettet-die- 
Konferenz-Komitee“, dann ein „Himalaya-Auschuß“, 
schließlich, als nur noch fünf V ertreter der westlichen 
Industrienationen, darunter der deutsche Botschafter 
W eber, je  ein Sprecher der afrikanischen, asiatischen 
und lateinamerikanischen Entwicklungsländer und bis­
weilen ein V ertreter des Ostblocks in diesen Spitzen­
gesprächen übrigblieben, sprach man vom „Komitee 
der letzten Chance“ oder von der „Everest-Gruppe".

Gewiß, die Experten w urden zugezogen, aber es w aren 
in erster Linie politische Verhandlungen. Die „theore­
tische Konferenz" w ar zu Ende, eine neue, eine 
„zweite" Zweite W elthandelskonferenz, die w eit­
gehend unter Ausschluß der Delegierten stattfand, 
begann. Gerechtigkeit und Angemessenheit traten 
hinter politischer Durchsetzbarkeit zurück; nicht Stu­
dien entschieden, sondern diplomatische Strategie. 
Indes, in der Endphase fehlten die Politiker im Mini­
sterrang. Es fiel angenehm auf, daß die Bundesrepu­
blik Staatssekretär Rolf Lahr zur Schlußphase nach 
Neu-Delhi entsandt hatte, so wie auch die Italiener 
einen Staatssekretär schickten. Der Ostblock delegierte 
eine ganze Reihe von Ministern. W as aber 
am Anfang der Konferenz versäum t wurde, konnte 
am Ende nicht repariert werden. Auch die zweimalige 
V erlängerung der Konferenz um insgesamt v ier Tage 
brachte keine neuen Ergebnisse.

Man einigte sich auf Prinzipien, Diese wurden jedoch 
nicht genügend präzisiert, um Grundlage für nach­
folgende Sachkonferenzen über Detailfragen zu sein. 
Der Neu-Delhi-Konferenz wird sich keine „New-Delhi 
Round" von Experten-Konferenzen anschließen kön­
nen, weil Einigung in Prinzipien hierfür zu wenig ist.
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